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nungsstrafverfahren abheben. Zutreffend beachten die 
Gerichte, daß nur solche Handlungen nach § 200 StGB zu 
ahnden sind, bei denen eine reale Möglichkeit des Ein­
tritts von Personenschäden bestand. Damit wird einer un­
begründeten Ausdehnung strafrechtlicher Verantwortlich­
keit entgegengewirkt und dem Anliegen des § 200 StGB 
entsprochen. Werden Bewährungsverurteilungen angewen­
det, dann hängt die Wirksamkeit dieser Strafart wesent­
lich von der sinnvollen und differenzierten Ausgestal­
tung ab.u

Fahrerlaubnisentzug

Der Entzug der Fahrerlaubnis im Zusammenhang mit 
Verkehrsstraftaten ist eine wirksame Zusatzstrafe, deren 
Anwendung sich entsprechend der vom Präsidium des 
Obersten Gerichts in seinem Beschluß vom 15. März 1978 
gegebenen Orientierung bewährt hat.

Auch beim Fahrerlaubnisentzug gilt das Prinzip der 
Differenzierung entsprechend den konkreten Tatumstän­
den sowie der Persönlichkeit des Täters. Das Oberste Ge­
richt hat sich wiederholt dagegen gewandt, bei jeder Ver­
kehrsstraftat die Fahrerlaubnis zu entziehen. Eine solche 
undifferenzierte Praxis widerspricht den Grundprinzipien 
sozialistischer Strafrechtsprechung und würde auch nicht 
dazu beitragen, den Kampf gegen die Verkehrsdelikte ge­
nerell zu verstärken. So gibt es Verkehrsunfälle gemäß 
§ 196 Abs. 1 und 2 StGB, bei denen ein Entzug nicht er­
forderlich ist. In nicht wenigen Fällen genügt es auch, den 
Fahrerlaubnisentzug auf die Dauer des vorläufigen Ent­
zugs zu begrenzen.

Die Dauer des Entzugs muß auch in einem angemesse­
nen Verhältnis zur Schwere der Tat und zur ausgespro­
chenen Hauptstrafe stehen. Freiheitsstrafe und sehr kur­
zer Fahrerlaubnisentzug sind in der Regel nicht überzeu­
gend.

Zutreffend beachten die Gerichte bei der Entscheidung 
über den Entzug auch, ob sich diese Maßnahme auf die 
berufliche Tätigkeit auswirken kann. Das gilt sowohl für 
Berufskraftfahrer als auch für solche Personen, die ihr 
Fahrzeug für die Fahrt zur Arbeitsstelle oder für die Aus­
übung ihrer Tätigkeit dringend benötigen. Richtig wird 
aber auch beachtet, daß dieser Aspekt nicht überbewertet 
werden darf, sondern daß im Vordergrund die Schutz­
interessen der anderen Verkehrsteilnehmer stehen.12

Werden Verkehrsstraftaten unter Alkoholeinfluß be­
gangen, dann hat die Auswirkung des Fahrerlaubnisent­
zugs auf die berufliche Tätigkeit wfenig Bedeutung. In 
einem solchen Verhalten kommt eine grobe Pflichtverlet­
zung bzw. Rücksichtslosigkeit zum Ausdruck. Der Täter 
muß dafür auch die weitgehenden Konsequenzen tragen, 
die sich aus einem Fahrerlaubnisentzug ergeben. Eine Re­
duzierung der Dauer des Entzugs oder gar der Verzicht 
auf einen solchen nur wegen der Auswirkungen auf die 
berufliche Tätigkeit ist hier nicht gerechtfertigt.

Merkmale eines schweren Verkehrsunfalls

Die Prüfung und Feststellung der erheblichen Gesund­
heitsschädigung muß entsprechend den Hinweisen im Be­
schluß des Präsidiums des Obersten Gerichts vom 15. März 
1978 verbessert werden. Mitunter werden die Grenzen der 
Aussage des Formulargutachtens „Ärztliche Bescheini­
gung zur Beurteilung der unfallbedingten Verletzungen 
bei einem Verkehrsunfall“ nicht erkannt. Die Aussage 
über bleibende Schäden und über die Zeitdauer bis zur 
völligen Genesung des Geschädigten wird später nicht 
nachgeprüft, obgleich daraus Zweifel an der Erfüllung des 
Tatbestands entstehen bzw. Fragen des Ausmaßes der 
Folgen und damit der Tatschwere aufgeworfen werden.13

Das Formulargutachten wird in der Regel im Ergebnis 
der Aufnahmeuntersuchung erstattet. Der Stationsarzt 
kann häufig schon nach kurzer Zeit eine exaktere Beur­

teilung vornehmen. Vielfach wird sich die Beantwortung 
der Fragen in leichteren Fällen auch durch eine Zeugen­
vernehmung der geschädigten Personen ergeben. Das 
wäre z. B. in dem Fall möglich gewesen, in dem der 
Geschädigte eine Gehirnerschütterung I. Grades und durch 
Glassplitter Schnittverletzungen im Gesicht erlitten hatte. 
Die Ungewißheit über bleibende Schäden war ärztlicher­
seits mit dem Zusatz „Narbenbildung“ verdeutlicht wor­
den. Das Kreisgericht hätte erkennen müssen, daß der 
Tatbestand des § 196 Abs. 1 StGB in diesem Fall dann 
erfüllt gewesen wäre, wenn eine das Gesicht entstellende 
Narbenbildung vorliegt. Die Verlesung der ärztlichen Be­
scheinigung konnte daher nicht genügen.

Mitunter bereitet die Feststellung, ob bedeutende Sach­
werte beschädigt oder vernichtet wurden, Schwierigkeiten. 
Nach Abschn. I Ziff. 2.3. des Beschlusses des Präsidiums 
des Obersten Gerichts vom 15. März 1978 ist für dieses 
Tatbestandsmerkmal wesentlich, ob die Wiederherstellung 
oder Ersatzbeschaffung von Transportmitteln bzw. Trans­
portgut erhebliche volkswirtschaftliche Auswirkungen 
verursacht. Erst bei gesellschaftlich bedeutenden Auswir­
kungen ist diese Alternative des § 196 StGB gegeben.

Bedeutende Auswirkungen lagen z. B. vor, als durch 
einen schweren Verkehrsunfall ein Spezialtransportfahr­
zeug erheblich beschädigt wurde, der direkte Schaden 
über 46 000 M betrug und erhebliche volkswirtschaftliche 
Auswirkungen dadurch eintraten, daß sich die Transport­
leistung des Betriebes um 50 Prozent verringerte. Mit an­
deren Fahrzeugen mußte das überwiegend nach Feier­
abend und an Wochenenden ausgeglichen werden. Der 
Ausfall dieses Spezialfahrzeugs wirkte sich auch erheblich 
nachteilig auf die Planerfüllung des Betriebes aus. Das 
Gericht hat hier zutreffend festgestellt, daß bedeutende 
Sachwerte i. S. des § 196 Abs. 1 StGB beschädigt wurden.14
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